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Schriftliche Anwaltsprüfung 

Beat Angerer wurde von der Bank Wealth Management (Suisse) S A [nachfolgend 

"WMS"] auf dcn I. lanual 1997 als VCIJnôgcnsverwaller cll1gestcllt Schon wcnigc Mo­

nate spãter wurde er zum stel1vertretenden Dlrektor und Leiter der Zürcher Nlederlas­

sung dreser Bank ernannt 1111 Jahr 2001 betrug sein Flxgehalt CHF 240'000.-- brutto. 

Daneben nahll1 Angerer als Kader all1 Bonus-Programll1 der WMS tei!, welches einen 

sogenannten "strukturierten Bonus" vorsah, der danach berechnet wurde, ob und lllwie-

) wert der hetreffende Ver1116gensverwalter die Ihm anfangs Jahr gesetzten Zíele erreichen 

konnte. Voraussetzung ftír die Auszahlung des gesa111ten Bonus war die Erreichung von 

80 % des festgelegten Jahrcsziels. Jedoch sah das Bonus-Programm vor, dass ellle Kün­

digung wegen Nicht-Erreichung der gesetzten Zrele Jeden Anspruch auf Auszahlung 

eines variahlen Lohnanteils hinfáIl!g werden lasse. In den Jahren 1997 bis 1999 wurden 

Angerer Jãhrlrche Bonuszahlungen zwrschen CHF 20'000.-- und CHF 90'000.-- ausge­

nchtet 

Gemãss emell1 sogenannten "Memorandum" der WMS aus dem Jahr 1996 wurde für die 

DirektIOnsmrtglreder der Bank ferner eill lncentrve-Programm etabltert, das ihnen ellle 

Beterligung am Geschãftsergeb1l1s der Bank erm6ghchen sol1te. Díe Bank konstituierte 

zu dlese111 Zweck díe Incentive Ltd .. mlt Sltz in Road Town auf den Britlsh Vlrgin 

Islands. An dleser Gesel1schaft hã\t sie über einen Trust kanadlschen Rechts aUe stim111-

berechtrgten Aktlen (Klasse A).. Gemãss Memorandum verpf1ichtete slch dle WMS 

entsprechend dem Geschiiftsgang zu Jãhrlichen Zahlungen an die Incentive Ltd , gegen 

Ausgabe von str111mrechtslosen Aktien mlt e1i1e111 Nominalwert von USD 1.-- (Klasse B), 

die Sre dann rhren Drrektionsmitglredern 111 WürdJgung ihrer Leistungen zuteilen konnte. 

Die Zuteilung der Aktien war den BegünstJgten jeweJls gleichzertig mit der Bekanntgabe 

ihres Bonus 111itzuterlen, j edoch konnte die Ausrichtullg der zugeteilten Aktien 111 von 

der WMS festgelegten Tranchen erfoIgen Festgehalten war r111 Memorandu111 ferner, 

dass zugeterlte, aber noch nichl ausgerichtetc AkUen JIll EIgentulll der WMS verbleiben 

und dass der Anspruch auf Ausrichtung zugeterlter Aktren aus früheren Geschaftsjahren 

verfallt, sobald der Berechtigte JIll gekündJgten Arbeitsverhàltnis steht Angerer unter­

zeichnete dieses Melllorandum JIll .lahr 1997, unlllittelbar nach seiner Ernennung ZUIll 

NJederlassun gs l eller 

Gelllâss dem Vertrag mit der lncentive Ltd, den Angerer Wle die anderen Begünstígten 

des lnccntive-Programms ebenfalls zu unterzelchnen hatte, kbnnen dle Inhaber VOl1 B­

AktJell diese der Incentive Ltd em Jahr nach Ausncbtung zu Jhrem inneren Wert aJ11 

Ende des lauIenden Geschaftsjahrcs vcraussern. Jedoch sind speziclle Modalitiilen 
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vorgesehen, wenn der Aktieninhaber im gekündigten Arbeitsverhãltnis steht: Nur wenn 

er ein sogenannter "good leaver" ist, kann er dieses Verãusserungsrecht zum inneren 

Wert ausüben, Ist er jedoch ein "bad leaver", kann er sein Verãusserungsrecht nur zum 

Nominalwert von USD 1.00 ausüben, AIs "bad leaver" wird ím Vertrag jeder Arbeit­

nehmer bezeichnet, 

• der aus wichtigem Grund entlassen wird; 

• der Kunden der Bank zur Auflõsung ihrer Geschãftsbeziehung anhãlt; 

• der Arbeünehmer der Bank zur Kündigung anhãlt; 

• der ohne Zustimmung der Geschãftsleltung in dle Dienste eines Konkurrenten der 

Bank trÍtt; oder 

• der abslchtlich den Ruf der Bank schãdigt. 

Der Vertrag mit der Incentíve Ltd, sieht Road Town als Erfüllungsort und ausschliessli­

chen Genchtsstand vor und erklãrt das englische Recht für anwendbar. 

Am 20, Dezember 2001 wurde Angerer wegen emer Restrukturierung fristgerecht auf 

Ende Mai 2002 gekündigt und er wurde ab L Januar 2002 ohne jeden Vorbehalt freige­

stellt. Sein Fixgehalt bis Ende Mai wurde ihm Ende Februar überwiesen. Bereits am L 

Apri! 2002 !rat er eine neue Stelle bei einer franzõsischen Bank in Paris an, wo er auch 

W ohnsitz nahm, 

Angerer wollte der Incentive Inc. dle ihm bereits vor mehr als einem Jahr ausgerichteten 

250 B-Aktien lm Juni 2002 zum - von der WMS bekanntgegebenen - inneren Wert von 

USD 750'000.-- verkaufen, was dlese jedoch ablehnte. Dle WMS lehnte lhrerseits die 

Übergabe der Angerer für das Jahr 2000 zwar zugeteilten, aber noch mcht ausgerichte­

ten 125 Aktien der Incentive Ltd, sowie die Zahlung des struktunerten Bonus für die 

Jahre 2000 und 2001 ab. 

Im November 2002 leltete Angerer beim Arbeitsgericht Zünch Klage gegen die WMS 

ein, mit den Antrãgen: 

a) die WMS zur Bezahlung von USD 750'000,-- gegen Übergabe seiner 250 B­

Aküen der Incenüve Inc. zu verpflichten; 

b) die WMS zur Übergabe der lhm zugeteilten, aber noch nícht ausgerichteten 125 

B-Aktien zu verurteilen; 

c) dle WMS zur Bezahlung von CHF 110'000,-- als Bonus für die Jahre 2000 und 

200 l zu verpfllchten. 

Dle Beklagte beantragt, dle Klage abzuwelsen, sowell darauf überhaupt emgetreten wer­

den kõnne. Für den Fali des Eintretens erhebt sie Widerklage auf Rückerstattung der 

Lohnzahlung von CHF 40'000.--, die Angerer für Apnl und Mai 2002 geleistet wurde. 
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Fragen: 

l. Sie werden von Angerer nach der Klageeinleitung beigezogen. Wie kõnnen Sie die 

von der Beklagten bestrittene ZusUindigkeit des Geriehts hinsichtheh des Klagean­
trags a) begründen? Müssen Sie Ihrem Khenten in diesem Punkt allenfalls zum 

Klagerüekzug raten? Wann wird über dle Zustandlgkeit entschieden? Welche 
(kantonalen und eldgenõssischen) Reehtsmittel kõnnen gegen den Entscheid ergrif­

fen werden? 

2. Dle WMS bestreitet nieht nur die Zustandigkeit des angerufenen Genchts, sondem 

auch ihre Passivlegitimation hinsichtlich des Klageantrages a). Wie beurteilen Sle 

diese Frage? Wann wird darüber entschleden? Welche (kantonalen und eidgenõssi­
schen) RechtsmIttel bestehen gegen den Entscheid? 

3. Dle Bank stellt sieh femer auf den Eventualstandpunkt, beim Bonus und bei der 

AktIenzuteilung an lhre Direktionsmitglieder habe es sich ohnehin nur um eme 
freiwIllige GratIfikation gehandelt. Was die bereits an Angerer ausgerichteten 
Akhen angehe, habe es an ihm gelegen, diese vor der Kündigung zum inneren Wert 

zu veraussem. Dass er zum "bad leaver", wurde habe nicht die Bank zu vertreten. 

Was die zwar zugeteilten, aber noch meht ausgerichteten Aktien betreffe, sei der 
Anspruch auf Ausrichtung zufolge der Kündigung verfallen. Wie sind dlese Argu­
mente zu beurteilen, bzw. was kann ihnen aus Sicht von Angerer entgegengehalten 

werden? 

4. Muss das Gencht auf die Widerklage eintreten, wenn es slch für die Hauptklage für 

(teilweise) unzustandig erklãrt oder diese abweist? Wie ist die Widerklage der 

Bank materiell zu beurteílen? 

5. Im HinblIek auf die dereinstige Vollstreekung des Urteils befürchtet Angerer, das s 
der Dollar gegenüber dem CHF wahrend des Prozesses erheblich an Wert ein­
büssen kõrmte. Kann er Vorkehrungen treffen, um dleses Wechselkursrisiko auf die 

Beklagte abzuwalzen? 

Hüfsmittel: 

ZGB/OR, IPRG, LugÜ, GestG [Textausgabe Gauch, 44. Aufl.]; ZPO, GVG, SchKG, 

OG. 

Die Aufgabe ist nicht abzuschrelben, sondern der Lõsung belzulegen. 

Der Referent wird den Kandidatinnen und Kandldaten semen Antrag schriftlIch mlttei­
leno 
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Anwaltsprüfung vom 

Sachverhalt 

Frau Renata Fleíssig und Herr Alex Schliml11 gehen íl11 Juni 1996 111ltell1ander eme 

Bezíehung eln Sle beschliessen im SOl11l11cr 1997 zusammen zu ziehen und cine eígene 

Wohnung zu erwerben. Sie finden in Schlieren em geeignetes Objekt, eine 3-Zil11l11er 

Wolmung für Fr. 390'000.-. Frau Fleissig steuert Eigenkapital in der H6he von Fr. 25'000.-, 

Herr Schlil11111 einen Betrag von Fr. 5'000.- bei. Für den Restbetrag erhalten Sie bei der 

Zürich Bank einen Hypothekarkredít Ge111ãss Kreditvereinbarung betragt der Zmssatz 4%. 

Es sind jahrliche A111Oliisationen von Fr. 5'000.- jeweils per 3 L Dezel11ber zu leisten. 

Sowohl Hypothekarkredit- als anch Kaufvertrag werden 1111 Juni 1997 untersclmeben. Herr 

Schlllll111 und Frau Fleissig werden als Mitelgentü111er zu 50% i111 Grundbllch eingetragen. 

1m Apnl1998 wlrd den Parteien eíne Tochter namens Sandra geboren 

Da Herr Schlimm unter geSlmdheitlichen Schwierigkeiten leidet und eine bescheidene 1V­

Rente bezíeht, blelbt er Zl1 Hallse uud betreut díe Tochter. Frau Fleíssig geht emer vollen 

Erwerbstãtigkeit als kaufmalmische Angestellte bei einer Versicherung nach. Herr 

Schlimm spricht je liil1ger desto mehr dem Alkohol zu. Er vernachJassigt sich selber, dJe 

Tochter und den Haushalt. Gegenüber seiner Lebenspartnerin verhiilt er sich aggressiv. Es 

kommt zu Handgreiflichkelten, welche für Frau F1eissig il11l11er problematischer werden. 

Man streitet sehr haufig, vers6hnt sich aber dann wíeder. Nachdel11 Herr Schlimm Frau 

Fleissig in alkoholisíertel11 Zustand im Februar 2002 emmal mehr zusall1menschliigt, hat 

Frau Fleissig genug. Sie verliisst die Wohnung znsal11menl11it der Tochter Sandra und der 

von Herrn Schlimm in die Beziehung eingebrachten Katze "Tüpfll". Sie kommt 

vorübergehend bei einer Frel1lldin unter. 
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Frau Fleissig kann sieh überhaupt nieht mehr vorste11en, das Zusammenleben mit Herrn 

Sehlimm weiterzuführen. Da er in fmanzie11er Hiusieht nie etwas zum gemeinsamen 

Haushalt beigetragen hat, die Hypothekarzinsen sowie Amorlisationsraten stets von ihr 

begliehen und sie aueh einen grõsseren Anteil an die W ohnung angezahlt hat, mõehte sie, 

dass Herr Sehlinnn sofort aus der Wohnung auszieht und er sie ihr überlãsst. Da das 

Einkommen von Herrn Sehlimm sieh auf eine IV-Rente in der Hõhe von Fr. 1'200.­

besehrãnkt, ist er ihrer Meinung naeh nieht in der Lage, die Wohnung a11eine zu 

finanzieren. Herr Sehlimm ist mit einer Trennung überhaupt nieht einverstanden. Er 

mõehte die Beziehung mit Frau Fleissig weiterführen. Er lãdt sie ein, sofort in die 

gemeinsarne Wohnung ZUIÜekzukehren. 

Frage 1 

Frau Fleissig beauftragt Sie, sie umfassend zu beraten und die nõtigen reehtliehen Sehritte 

in die Wege zu leiten. Ihr erklãrtes Ziel ist es, mit Kind und Katze mõgliehst bald in die 

Wohnung zUIÜekzukehren. Herr Sehlimm sol1 ausziehen. Sie mõehte die Wohnung nieht 

nur a11eine bewohnen, sondem aueh deren A11eineigentümerin werden. Herr Sehlimm sol1 

rüekwirkend einen Teil der Hypothekarzinsen bezahlen. Zudem sol1 er ihr ein sideboard, 

welehes man gemeinsam angesehafft hat sowie die Katze überlassen. 

Was kannlmuss Frau Fleissig wie und wo untemehmen? 

Frage 2 (Variante) 

Herr Seh1imm und Frau Fleissig haben nach der Geburt von Sandra, d.h. im Oktober 1998 

geheiratet. 

Was kannlmuss Frau Fleissig wo und wie untemehmen, um zu ihrem Zie1 zu ge1angen? 

Frage 3 

Frau Fleissig ist Eigentümerin eines Pelzmantels, den sie im Oktober 2001 für CHF 

30'000.- gekauft hat. Anlãsslieh ihrer Skiferien in einem noblen Sehweizer Kurort besueht 

2 
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sie das Restaurant des zweitbesten Hotels am Platz. Sie ist von einer Bekannten eingeladen 

worden, welche in diesem Restaurant Stammgast ist. Sie wollen ibre Mãntel an der 

bewachten Garderobe des Restaurants abgeben. Nachdem der Garderobier die beiden 

kostbaren Mãntel auf den gleichen Bügel hãngen mõchte, ergibt sich ein ca. 10 minütiger 

Disput. Die beiden Damen machen den Garderobier auf den Wert ihrer Mãntel 

aufi:nerksam und verlangen, dass diese je separat auf einen Bügel gehãngt werden. Da nicht 

mehr genügend Bügel vorhanden sind, erklãren sie sich schliesslich damit einverstanden, 

wenn die beiden Mãntel zusammengehãngt werden. Sie erhalten dafür einen 

Garderobenzettel mit der Nunnner 455. 

Als Frau Fleissig und ibre Bekannte das Lokal verlassen wollen, ist der Mantel von Frau 

Fleissig verschwunden. Der Garderobier behauptet, es sei eine Dame vorbeigekommen, 

we1che nach Vorlage eines Garderobenzettels mit der Nunnner 455 den Mantel 

mitgenommen hãtte. Er weist daraufhin, dass offenbar Diebe im Haus ibr Unwesen treiben 

würden. Es hãtte sich nãmlich eine andere Dame beklagt, ihr sei die Handtasche gestohlen 

worden. Frau Fleissig und ibre Bekannte haben ihre Platze im Restaurant wahrend des 

ganzen Abends nicht verlassen. Thre Marke befindet sich in ihrem mitgefiihrten 

Portemonnaie. 

Der Geschãftsfuhrer des Hotels ist nicht bereit, für den Schaden aufzukommen. Er verweist 

auf ein kleines Schild, welches in der Garderobe hãngt, wonach für die abgegebenen 

Kleidungsstücke nicht gehaftet werde. 

Frau Fleissig will von llmen wissen, ob eine Klage Aussicht auf Erfolg hãtte? Wie 

beurteilen Sie die Rechtslage? 

Gesetze: OR, ZGB, ZPO, GVG, SchK.G 

L0363377 
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Schriftliche Anwaltsprüfung 

Sachverhalt A: 

Am 31 Mãrz 2001 verstarb Frau Mana Mllller-Meier in ZOrieh Aus ihrer Ehe mit 

dem vorverstorbenen Max MOller hinterliess sie die Kinder Markus, Peter und 

Verena. Ausserdem hat!e sie im Jahre 1950 ausserehelieh die Toehter Anna 

geboren, die naehmals von den Eheleuten Brunner altreehUieh adoptiert worden 

war. Eine UeberfOhrung dieser Adoption ins neue Reeht ist nieht erfolgt 

Erblasserin Maria MOller hat keine letztwillige VerfOgung hinterlassen. Ihre 

finanziellen Verha!tnisse waren nieht in allen Teilen kiar, und aueh die Erben 

fanden "den Rank" nieht Sehliessheh beauftragte Markus im FrOhjahr 2002 den 

Treuhlínder Gut damit, ei nen Vorsehlag zur Erbteilung auszuarbeiten. Gut 

wandte sieh in diesem Zusammenhang aueh an Anna Brunner, die ihm ein mlt 

"Verziehtserklarung" betiteltes Sehreiben zukommen Iíess und darin sagte, die 

Erblasserin habe sieh ein Leben lang nieht um sie gekOmmert, weshalb dieses 

Kapitel fOr sie abgesehlossen sei und sie auf jegliehe ErbansprOehe verziehte 

und hoffe, dass diese Angelegenheit damit endgoltig für sie erledigt sei. 

Markus maehte am 5. September 2002 die Erbteilungsklage gegen Peter, 

Verena und Anna rechtshangig. Anna war bereits nieht zur Sohnverhandlung 

ersehienen und hatte dem Friedensriehter zur Begründung ihrer I\bwesenheit 

eine Kopie ihrer oben erwahnten Erklarung an TreuMnder Gut gesehiekt Zur 

Klageantwort aufgefordert Obersandte sie aueh dem Geríeht diese Erklarung und 

ersuchte um "Entlassung aus dieser Gesehiehte". In Reaktion darauf trat das Be­

zirksgerieht mit Besehluss vom 8 April 2003 auf die Klage gegen die Beklagte 3 

(Anna) nieht ein, auferlegte dem Klager die Gerichtskosten von Fr 1'500--, ver­

pfliehtete ihn zur Zahlung einer Umtriebsentsehadigung von Fr .. 500.-- an die 

Beklagte 3 und setzte ihm im Obrigen Frist an zur Replik noeh gegen Peter und 

) Verena. Zur BegrOndung wurde im Wesentlichen erwogen, die Verzichtserkla­

rung sei ein einseitiges Reehtsgesehaft, welehes nieht frei widerrufbar und des­

halb fOr sie bindend sei. Damit fehle der Erbteilungsklage, soweit sie gegen die 

Beklagte 3 (Anna) geriehtet werde, das Rechtssehutzinteresse bzw. sei sie ge­

genstandslos Damit sei auf die Klage, soweit mit ihr die Beklagte 3 ins Recht 

gefasst werde, nieht einzutreten 

Aufgabe A: 

Peter kommt mit diesem Entseheid zu Ihnen. Seine Fragen: Ist das Vorgehen 

des Geriehts prozessual und in der Saehe richtig? Weshalb ja/nein? Kõnnte man 

sich wehren, auch wegen der Kosten, die ihn argern? Wie? Wie ware der Instan­

zenzug? Und wie ware es, wenn aueh die obere(n) obere(n) kantonale(n) Instan­

z(en) glelch entscheiden wOrden? Wie verhãlt es sich mit dem Problemkreís Ver­

zichtserklarung/Naehlasspassiven/allmllig auftauehende Glaubiger? 

dG/OJ 
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Sachverhalt B: 

Bei der Sichtung der Unterlagen war Treuhander Gut aufeinen von der Erblas­
serin am 10. Oktober 1998 ihrer Hausbank X AG erteilten Auftrag zur Ueberweí­
sung von Fr. 50'000.-- an eine Firma Solair AG gestossen. Dahinter stand die 
folgende Geschichte: Peter Stierli verhandelte im Sommer 1998 mit der Solair 
AG über den Ankauf, die Instandstellung und den Wiederverkauf eines beim 
Landeanflug beschàdigten Sportflugzeugs. Stierli beabsichtigte, dieses Flugzeug 
einem Kaufer zu vermitteln und es zu reparieren und sicherte sich dafür ein als 
Option bezeichnetes Vorrecht, zeitlich limitiert bis Ende M!\rz 1999".für dessen 
Einr!\umung die Solair AG Fr. 50'000.-- verlangte. Da Stierli diesen Betrag im 
Moment nicht selbst zur VerfUgung hatte, wandte er sich an seinen Kollegen 
Ernst Wenger, der seinerseits die mit ihm befreundete Erblasserin bat, ihm doch 
Fr. 50'000.-- vorübergehend zu überlassen, damit er seinem Kol!egen Stierli "aus 
dem Schneider" helfen kõnne. Die Erblasserin Iiess sich überreden und erteilte 
am 10. Oktober 1998 den erwãhnten Bankauftrag, der postwendend ausgeführt 
wurde. Die Abklãrung von Treuhãnder Gut ergab, dass es Stierli nicht gelungen 
war, einen Kãufer für das Flugzeug zu finden, und er hatte die von der Solair AG 
einger!\umte Option verfallen lassen. Wenger, so ergab die Abklãrung von Treu­
hãnder Gut, hat ein eben abgeschlossenes Insolvenzverfahren hinter sich. Von 
Stierli weiss man nur, dass er polizeilich ausgeschrieben ist; er hat sich vor dem 
Hintergrund einer gegen ihn laufenden Strafuntersuchung aus dem Staub ge­
macht. Die Solair AG hat Treuhãnder Gut erklãrt, sie sehe sich überhaupt nicht 
veranlasst, die Fr.. 50'000.- zurückzuzahlen. Sie habe nie Kontakt mit der Erb­
lasserin gehabt, sondern immer nur mit Stierli. 

Aufgabe: B: 

Treuhãnder Gut mõchte von Ihnen eine Analyse Uber die Rechts!age Insbeson­
dere interessiert ihn, ob es Chancen gãbe, die Solair AG zur RUckzahlung der 
Fr .. 50'000.-- zu verpflichten. 

Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben; sie ist der Lõsung beizulegen. 

Gesetzestexte: 
ZGB/OR, Prozessgesetze, SchKG. Art. 268 aZGB 
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Schriftliche Anwaltsprüfung 

Sachverhalt. 

Ferdmand Schllmm ist Elgentumer der GrundstOcke Kat Nr 2009 (mlt dem 

Wohnhaus Assek Nr. 988) und 2010 (mlt dem Okonomiegebaude Assek Nr 

987) In der Gemelnde X (Bezirk Dielsdorf). Ferdllland Schllmm wohnt Im ge­

nannten Wohnhaus Dle Erben Gu!, namllch die Geschwister Herbert Gut (wohn­

haft in Bern) und Maja von Zack-Gut (wohnhaft in Deutschland) sínd Eigentorner 

des benachbarten Grundstuckes Kat Nr 2011 mlt dern Wohnhaus Assek Nr 

970 und dem Okonomlegebaude Assek Nr 971 Der Erblasser (Vater) ist 1997 

In X verstorben Alle genannten Grundstocke liegen in der Landwirtschaftszone 

Schlimm bewirtschaftet sein Land im Nebenerwerb selbst Unter anderem zleht 

er auf dem westllchen Teil von Kat Nr 2009 Chnstbaurne Die Geschwister Gut 

haben ihre Gebaude verrnietet, das Wohnhaus an einen Lehrer, das Okonomie­

gebaude an verschiedene Personen fllr Lagerzwecke. Ihr Land lassen sie von 

Landwlrt Eberhard bewlrtschaften, der Uber eigene Okonomiegebaude verfUgt 

Dle GrundstOcke slnd bis 1994 nur durch dle Schlltzenhaldenstrasse erschlossen 

) worden Im Zuge von gegenseitigen Landabtretungen Ist im Jahre 1978 von den 

Rechtsvorgangern der heutigen EigentOrner ein "gegenseitiges unbeschranktes 

Fuss- und Fahrwegrecht" als Grunddienstbarkelt begrOndet und Im Grundbuch 

eingetragen worden Zur Konkretisierung wurde dem Dienstbarkeitsvertrag eln 

Situatlonsplan beigeheftet, auf welchem das Weggebiet dargestellt wird Dieser 

Weg ist drei Meter breit (auf bellíegender Skizze gestrichelt) und führt Ober die 

gemeinsarnen Grundstocksgrenzen Bis zum Wohnhaus Gut (Kat Nr 970) ist der 

Weg asphaltiert, von dort weg handelt es sich nur noch urn eine Karrenspur im 

Wlesland UrsprUnglich wurde dieser Weg rege benutzt, weil der westilche, grôs­

sere Tell des Grundstllckes Kat Nr 2011 aus topographischen GrOnden nur uber 

diesenWeg vom Okonomiegebaude aus mlt landwirtschaftlichen Maschinen er­

reichbar war. 1994 hat die Gemeinde neu die von der Schlllzenhaldenstrasse 

abzwelgende Grabenstrasse als offentliche Strasse gebaut, welche nun auch das 
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ganze Grundstück Kat. Nr. 2011 von der Nordseite her erschliesst. Seit 1997 be­

nützt Landwirt Eberhard nur noch diese Strasse, um auf Kat. Nr.. 2011 zu gelan­

gen, auch weil ihm Schlimm einige Male zu verstehen gegeben hat, dass er es 

nicht gerne sieht, wenn Eberhard mit seinen schweren Maschinen den Dienst­

barkeitsweg benützt Die Mieter der Erben Gut haben keine Veranlassung, den 

hintersten Wegteil zu benutzen. 

Irn August 2002 zâunte Schlimm seine Christbaumpflanzung ein, um den Verbiss 

der Jungen Pflanzen durch Wild zu verunmõgJichen, Dleser Maschendrahtzaun 

führt u a dem westlichen Teil der gemeinsamen Grenze ab Ende des asphaltier­

ten Weges entlang, Der Zaun steht auf dem Grundstück von Schlimm, aber 

knapp an der Grenze und innerhalb des Weggebietes, Zusâtzlich errichtete 

Schlimm quer über den Weg zwei nur mit Schlüssel zu õffnende und mit Stachel­

draht versehene Tore, das eine bei Beginn des Zaunes, das zweite am Ende des 

Weges (siehe bei!. Skizze), Je die ei ne Hâlfte der Tore steht auf dem Land der 

Erben Gu!' Das realisierte Herbert Gut erst zu Weihnachten 2002, als er in X. 

Verwandte besuchte, Er intervenierte sofort bei Schlimm, welcher ihm folgendes 

beschied: 

- FOr den Zaun habe er ordnungsgemass eine Baubewillígung eingeholt Die Er­

ben Gut hâtten nicht rekurriert und daher den Zaun akzeptiert, 

- Seine Plâne für Zaun und Tore habe er schon 2001 Herbert Gut erlâutert, wel­

cher sich nicht dagegen verwahrt habe, 

- Das Wegrecht habe in seinem westlichen Teil ab Wohnhaus Assek. Nr. 970 

jede Bedeutung verloren, Es sei nur für landwirtschaftliche Zwecke eingerâumt 

worden, Von den Gebâuden der Geschwister Gut aus werde aber keine Land­

wirtschaft mehr betrieben, Landwirt Eberhard nutze den Weg seit Jahren nicht 

mehr.. Ausserdem sei der gesamte westlíche Teil des Grundstücks heute ein­

wandfrei durch eine õffentliche Strasse erschlossen, was das Wegrecht ebenfalls 

überflussig mache Er, Schlimm, mache daher einen Lbschungsanspruch gel­

tend, 
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- Er sei bereit, Herbert Gut Schlüssel für die Tore zu geben, aber nur gegen die 

Zusicherung, dass der Weg im fraglichen Teil nicht mehr von Fahrzeugen benutzt 

werde .. 

Sie werden von Herbert Gut aufgesucht. Er wllI den im Weggebiet stehenden 

Zaun und die beiden Tore beseitigen lassen Dabei hat er aber das Problem, 

dass seine Schwester Maja, mit welcher er (Herbert) wegen der Erbteilung ohne­

hln nicht einig wird, nicht prozessieren will. Tatsachlich habe Schlimm ihm das 

Erstellen von Zaun und Tor in Aussicht gestellt, was er (Gut) jedoch kiar abge­

lehnt habe .. Weiter teil! er mit, dass eskeineswegs ausgeschlossen sei, dass das 

Grundstück In Zukunft wieder von den eigenen Gebauden aus bewirtschaftet 

werde. Entweder ziehe er nach seiner Pensionierung selbst nach X. und betrêibe 

wieder Landwirtschaft, oder man verpachte das Ganze, wenn Eberhard, der auch 

nicht mehr jung sein, die Bewirtschaftung aufgebe. Falls das westliche Land nicht 

mehr auf dem direkten Wege vom eigenen Okonomiegebaude aus erreichbar 

ware, bedeutete diese eine Werteinbusse des Grundstückes, die er - grob ge­

schatzt - mit Fr. 30'000 bezlffere. 

Aufgaben: 

.1, Erstellen Sie für Herbert Gut ein Exposé zur materiellen Rechtslage. 

b Machen Sie Herbert Gut einen Vorschlag für das prozessuale Vorgehen, wobei 

Sie auf dle Unterschiede zwischen einem summarischen und einem ordentlichen 

Verfahren eingehen. Formulieren Sie ein Rechtsbegehren je für ein summari­

sches und für ein ordentliches Verfahren. 

;;L Nehmen Sie Stellung zur Frage, ob eine Widerklage auf Uischung der Dienst­

barkeit bezüglich des streitigen Wegteiles zulassig ware und Erfolg haben kõnn­

te. 

4. Beantworten Sie Herbert Gut, ob die Art des eingeschlagenen Verfahrens für 

den Rechtsmittelweg einen Unterschied macht 

Gesetzestexte: ZGB/OR (Gauch); OG, GVG, ZPO 
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,/1'6/o--r 
Schriftliche Anwaltsprüfung 

Am 12. Januar 1992 erõffuete Joseph Bemstein, mit Wohnsitz in Tel Aviv, Israel, bei der 

Bank Zürich AG mit Sitz in Zürich an deren Geschãftsstel!e in Zürich im Namen seiner Frau, 

Maria Johnson, heute wohnhaft in New York, ein Nummernkonto Nr .. 1234 mit Passwort 

"Halldy". Sãmtliche Kontoerõffnungsformulare lauteten auf den Namen von Maria Johnson; 

unterschrieben wurden sie indes von Joseph Bemstein, al!erdings mit dem Schriftzug "Maria 

Johnson"l. Die Bank Zürich AG wurde angewiesen, sãmtliche Bankkorrespondenz zurückzu­

behalten. 

lm Mai 1992 verkauften die Eheleute BemsteinlJohnson eine Liegenschaft, welche zuvor im 

Eigentum von Maria Johnso1}s Mutter gestanden hatte. Der Verkaufserlõs im Betrag von USD 

400'000 wurde vorerst auf ein Konto im Namen von Joseph Bemstein bezahlt Herr Bemstein 

überwies das Geld darm auf das bei der Bank Zürich AG im Namen von Maria Johnson erõff­

nete Konto. 

Im Mãrz 1997 wurden die Eheleute BemsteinlJohnson durch Entscheid des Federal District 

Court of New Y ork rechtskrãftig geschieden. Der Entscheid wurde nicht begründet und ent­

hielt keine Aussage über die güterrechtlíche Ausemandersetzung der Parteien. Im Zusam­

menhang mit der Scheidung widerrief Maria Johnson die bisher auf Joseph Bemstein lautende 

Vollmacht bei der Bank Zürich AG und lies das Passwort ftir das Nummemkonto Nr 1234 in 

"Natel" ãndem .. 

Joseph Bemstein erõffnete 1992 nicht nur ein Bankkonto bei der Bank Zürich AG, sondem 

unterzeichnete im Namen seiner Frau auch noch einen Verrnõgensverwaltungsauftrag. Per 

31. Dezember 2002 wies die Bank folgende Vemlõgenswerte fúr das Nummerkonto Nr. 1234 

aus: 

Liguide Mittel 
CHF 100 
EUR 900 
USD 9'000 

Wertschriften 
Diverse Obligationen im Wert von EUR 1 '000'000 

I Gemfiss lsraelischem Recht Ublich und rechtsgUltig. 
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Seit 1999 versucht Maria Johnson, welche in New York über keinerlei Vennõgen verfügt und 

von der Sozialhi1fe abhãngig ist, die Bank Zürich AG zu bewegen, ihr das Guthaben auf dem 

Nummernkonto Nr. 1234 auszubezahlen. Die Bank Zürich AG verweigert dies mit dem Hin­

weis darauf, Joseph Bernstein habe geltend gemacht, er sei der wirtschaftlich Berechtigte des 

auf dem Nummernkonto Nr. 1234 angehãuften Guthabens, und über die Frage der Berechti­

gung an diesem Guthaben sei in New York ein Prozess zwischen ihm und Maria Johnson 

hãngig. Maria Johnson sagt Ihnen, Sie habe im Jahr 2000 einen Prozess angestrengt, der aber 

wegen eines Gefangnisaufenthaltes von Joseph Bemstein sistiert worden sei. Der Prozess sei 

) bisher wegen ihren mange1nden finanziellen Mitteln nicht wieder an die Hand genommen 

worden. Maria Johnson kann über den genauen Inhalt dieses Prozesses keine Auskunft geben. 

Es ist zu vennuten, dass auch J oseph Bemstein mittellos ist. 

) 

Frau Maria Johnson mõchte nun von Ihnen wissen, wie Sie zu "ihrem" Ge1d komme. Dabei 

sind insbesondere die fo1genden Fragen zu beantworten: 

FRAGEl: 

Was sol1 Maria Johnson untemehmen? Wie ist die Rechts1age, welches ist das anwendbare 

Rechr? 

FRAGE2: 

Besteht in der Schweiz eine Zustãndigkeit? Wie ware konkret vorzugehen? Wie ist der al1fál-

1ige Rechtsmitte1zug? 

FRAGE3: 

Fonnulieren Sie das Rechtsbegehren aufgrund der Annahrne (auch wenn nicht Ihrer Beurtei-

1ung der Fragen l und 2 entsprechend), Maria Johnson wo11e gegen die Bank Zürich AG vor­

gehen, es bestehe eine Zustãndigkeit in der Schweiz und es sei Schweizer Recht anwendbar. 

Begründen Sie kurz die einze1nen Positionen des Rechtsbegehrens. 

2 Sollten Sie bei einzelnen Problemfeldem auf die Anwendbarkeit ausllindischen Rechts erkennen, wenden Sie 
ersatzweise Schweizer Recht an. 
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FRAGE4: 

Angenommen (auch wenn nicht Ihrer Beurteilung der Fragen l und 2 entsprechend), Maria 

Johnson klage gegen die Bank Zürich AG, welchen Inhalts müsste der hangige Prozess in 

New Y ork sein, bzw. was müsste/kõnnte Joseph Bemstein untemehmen, um einen Erfolg von 

Maria Johnson vor einem Schweizer Gericht wirksam zu verhindem? Was kõnnte/müsste 

Maria Johnson gegen solche Massnahmen untemehmen? 

FRAGES: 

Angenommen (auch wenn nicht Ihrer Beurteilung der Fragen l bis 2 entsprechend), Maria 

Johnson habe sich fiir eine Klage gegen die Bank Zürich AG entschlossen, was ist in prozes­

sualer Hinsicht zu beachten und wie wird die Bank Zürich AG auf eine Klage reagieren? 

FRAGE6: 

Die Bank Zürich AG entschliesst sich, aussergerichtlich der Forderung von Maria Johnson 

nachzukommen und das Vermõgen an sie auszubezahlen. Sie "verrechnet" jedoch die ihr im 

Rahmen der Auseinandersetzung entstandenen Anwaltskosten von CHF 40'000. Was halten 

Sie davon? 

Sie sind in der Reihenfolge der Beantwortung der Fragen võllig frei und kõnnen, so Sie das 

fiir richtig erachten, mehrere Fragen zusammen beantworten oder einzelne Fragen weiter un­

terteilen. 

Gesetze: 

OR, ZGB, SchKG, IPRG, LugÜ, GestG, OG, ZPO, GVG, Haager Übereinkommen über den 

intemationalen Zugang zur Rechtspflege vom 25. Oktober 1980. 

Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben und muss der Prüfung beigelegt werden. 
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SCHRIFTLlCHE ANWAL TSPRÜFUNG 

1 Dle In Zünch (Stadt) domizi1ierte X AG fuhrt uber dle ganze Schweiz vertellt ca .. 20 De­

tallverkaufsgeschâfle Das Angebot dleser Geschâfte besteht aus Haushaltapparaten 

wle auch elektro111schen Gerãten (verglelchbar mit dem Sortiment der bekannten Fmnà 

FUST}, und die Preise bewegen sich zWIschen ca .. CHF 20 .. - bis CHF 10'000.-

Dle X AG bzw deren einzelne Verkaufsgeschãfte ruhmen sich gegenúber dem kaufín­

teressierten Pubhkum damlt, dass sle mchl nur Ihr Sortiment zu sehr günstlgen Preisen 

offerieren, sondern auch damit, dass sie alle beiihnen gekauften Produkte prelsgünstig 

reparieren Dieser Reparalurdlenst hal sich als erfolgrerches Verkaufsargument erwie­

sen ulJd erklârt ei nen Teil des Erfolges der X AG bzw, deren Verkaufsgeschâfte. 

2. Von - im Rahmen dieser Prúfung vernachlâssigbaren - Ausnahrnen abgesehen, erfol­

gen die Kâufe bzw. Verkâufe in den Verkaufslãden der X AG ohne schnfthchen Ver­

\rag. Dem Kunden wlrd gegebenenfalls der vom Produzenten vorgedruckte Garan\ie­

schein ausgestellt Dle Verkâufe erfolgen nur gegen Barzahlung bzw. Bezahlung mit 

EC- oder Kredltkarte. 

3 Wer ein Produkt zur Reparatur in elnes der Verkaufsgeschâfte der X AG brachte, er­

hielt eine vom Geschâft ausgefullte Empfangsbestãtigung, auf der das frúheste Abhol­

datum eingetragen wurde Der Kunde musste dern Geschãft auch seine Privatadresse 

und Telefonnummer angeben, damlt - wle rnan Ihm jeweils mittellte - "Wlr Sle gegebe­

nenfalls kontaktieren kônnen" Die Reparaturkosten waren bei m Abholen des reparier­

ten Gegenstandes wlederum in bar oder mittels EC- oder Kreditkarte zu bezahlen 

4 Zu Ihnen kommt Herr Meler, Lelter des Verkaufsgeschâftes In Winlerthur. Herr Meler 

beklagt sich darúber, dass slch irn von ihm geleíleten Verkaufsgeschâft reparierte Ge­

genstãnde hâuften, dle von den EIgentúmern nicht nur nicht abgeholt wurden, sondern, 

deren Eigenlümer an der bel Ubergabe des Gegenslandes zur Reparalur angegebe­

nen Adresse nicht mehr erreichbar sei en. Dlese Sache sei lâstig und die zahlreichen 

Gegenstãnde beanspruchlen viel Platz und die Reparaturkosten wurden nichl bezahlt 

Herr Meier will von Ihnen folgendes wissen: 

4.1 Kbnnen nicht abgeholte, jedoch reparierte Gegenstãnde von genngerem Wert, d h. 

deren Wert die Reparatur- und Aufbewahrungskosten sowie Aufwendungen fur elne 

1 
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wie au eh immer geartete Verwertung kaum úbersteigen, einfaeh entsorgt werden, oder 

setzt si eh dle X AG in diesem Fali Ansprüehen der betreffenden Kunden/Eigentümer 

aus und wenn ja, welehen? 

4 . .2 Falls die X AG nieht abgeholte, jedoeh reparierte Gegenstande, unbedingt loswerden 

will und angenommen, es seien weder bei m Verkauf noeh bei der Annahme zur Repa­

ratur diesbezüglieh irgendwelehe Abspraehen getroffen worden, welehes Vorgehen 

sehlagen Sie der X AG vor, um das Rislko auszusehliessen, allenfalls zu mínimieren 

und mit weleher Begründung? 

5. Des weiteren will Herr Meier, unabhãngig von der Beantwortung der Fragen 4.1 und 

4.2 von Ihnen folgendes wissen: 

5.1 K6nnte die Reehtsstellung der X AG bezüglieh soleher Gegenstãnde dadureh verbes­

sert werden und gegebenenfalls Inwiefern, dass bei den Ladenkassen vorgedruekte 

AGB's aufliegen, in denen unter dem Titel "Reparaturarbeiten" darauf hlngewiesen 

wird, dass nieht innert 10 Tagen naeh frühestem Abholdatum abgeholte Gegenstãnde 

naeh Wahl der X AG entweder 

5 . .2 

6. 

entsehãdlgungslos entsorgt werden, sofern ihr Verkehrswert naeh Einsehatzung der 

X AG die Reparaturkosten zuzüglieh Aufwendungen für Aufbewahrung, Handling 

ete. nieht oder nur unwesentlieh úbersteigt, oder 

soweit der Verkehrwert naeh Einsehãtzung der X AG h6her liegt, nach Gutdünken 

der X AG verwertet wetden mit der Massgabe, dass der naeh Abzug der Aufwen­

dungen für Reparatur, Aufbewahrung, Handling ete .. verbleibende Verwertungserl6s 

wãhrend welteren 6 Monaten zugunsten des Kunden im Gesehãft berelt gehalten 

wird und bei unbenutztem Ablauf dieser 6 Monate endgültlg der X AG zufãllt? 

Was würden Sle von SI eh aus Herrn Meier vorsehlagen, damit die unter 5 .. 1 vorstehend 

genannten Ziele nsikolos erreleht werden k6nnen? 

Nehrnen Sie an, dass nleht Herr Meier, sond.ern Herr Müller zu Ihnen kommt: Dleser ist 

von Beruf selbstãndiger Versieherungsagent und wohnt seit 2 Monaten in Uster. Er hat 

Ende letzten Jahres seinen seinerzelt bei der X AG (Verkaufsgesehãft Wlnterthur) für 

CHF 8'000.- gekauften, ea. 1 Jahr alten Laptop wiederurn beirn Verkaufsgesehãft Win­

terthur der X AG zur Reparatur gebracht (damals wurden keine der In Zlff. 5.1 erwãhn­

ten Massnahmen getroffen) .. Er wollte sein en Laptop anfangs Mal 2003, zlemlich genau 

3 Monate naeh dem Ihm bekannt gegebenen Abholdatum für den reparierten Laptop, 

abholen. Dabei habe man ihm er6ffnet, di ese r Laptop sei, naehdem er den Laptop 2 

Monate nach dem Abholdatum noeh ímmer nieht abgeholt habe und man auch vergeb-

2 



ileh versueht habe, ihn an der bei der Reparaturannahme angegebenen Adresse bzw. 

Telefonnummer zu erreichen (was beides stJmmt), fur CHF 500.- an elnen Studenten 

verkauft worden. Die Reparaturkosten sowie die Aufwendungen für diesen Verkauf be­

zitfern si eh total auf CHF 600.-, so dass er, Herr Müller, der X AG noeh CHF 100.­

sehulde. Herr Müller ist heli emp6rt und will von Ihnen Wlssen, was er allenfalls zur 

Wahrung seiner Interessen vorkehren kõnne .. Insbesondere will er wissen: 

6.1 Welehe Ansprüche und/oder Forderungen kan n er mit Aussieht auf Erfolg gegen die 

X AG geltend maehen und mit weleher Begründung? 

6.2 Bei welehem Gerieht und wie k6nnte bzw. müsste er ei ne Klage einlelten und gegen 

wen und wie würde das Reehtsbegehrenlauten? 

) 6.3 Welehe Rechtsmittel stünden ihm im Falle einer Klageabweisung zur Verfügung (alle 

) 

kantonalen und bundesreehtlichen Reehtsmlttel)? 

6.4 Würde sich eine der Herrn Müller erteilten Auskünfte andern, wenn Herr Müller Wohn­

Sltz in Deutsehland hiitte und wenn ja, welehe und inwiefern? 

6.5 K6nnte Herr Müller allenfalls Ansprüehe gegen den Studenten geltend maehen, dem 

der Laptop für CHF 500.- verkauft wurde und wenn ja, welehe? 

Gesetzestexte: ZGB und OR Ue Textausgabe Gaueh, 44. Auflage), ZPO, GVG, OG und 

SehKG 

Die Fragen slnd meht abzusehrelben, jedoeh mit der Arbeit abzugeben 

3 
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Schriftliche AnwaItsprüfulIg (' t k' 1< 

Kandldalcll. 

Examinator: 

l'rüfungsaufgabe: 

1. Teil 

Die A-Fínanz AG mit Sítz in Zug isl l OO%-Ige Aktionarin der B-Bank AG Imt Sít7. 111 

Herrltberg, einer kleinen aufVcrl1Jogensverwallung spezialisiertcn Bank lm Zuge der 
Konzenlrationsbewegung im Privalbankcnbereich kam dic A-Finanz mil der C-Bank AG 
mil Silz in Zürich übercin, dlc AkliviUiten dCI beiden lnslitulc zusal11ll1cllwlegcll Dic C­
Bank ist bezüglich Bilanzsull1l11e ulld verwaltelclJl Vermogen wescnllich grüsscr als die 13-
Bank und hal elwa 100 Aklionare, welche allc irgendwie mílcinander verwandl sind Es isl 
gepJant, in besseren Zeilen die C-Bank an dle B6rse zu bringen, weshalb die A-Finanz in-

) leressierl war, sich am AklicnkapílaJ der C-Bank zu bClciligcn 

Am 15. Mai 2002 schJossen die A-Finanz und die C-Bank eine Vereinbarung ab, wonach 
die A-FinallZ ihre sãmtlichen Akticn an der B-Bank rus SacheillJage in díe C-Bank eillbrin­
gen und die C-Bank neue Akliell unler Ausschluss des Bezugsrechls ihrer Akliol1ãre an dle 
A-Finanz ausgeben werde und zwar 50'000 Namenaktien zu je CHF ) 00 nominal zum 
Ausgabepreis von CHF )'000 pro Aktie. Die Parteien bewerteten die B-Bank mit CHF 
50'000'000 und die Revisionsstelle der C-Bauk bestatigte diese Bewertung anlãsslich der 
KapilaJerh6hung. AIn 31 Mai 2002 wurde diese Vereinbarung mit der Erhõhung des Akti­
enkapilals der C-Bank vollzogen (sog. Closing).. 

llJl September 2002 gelangten Kunden der B-Bank an die (Jeschâftslellung eler C-Bank und 
1)C"chwcrlcn sieh, das s Dncktor X der Il-Ilarrk JIn VCllllôgcn in den Jahren 2000 \Ine! 2001 
hoch sJlekulativ angelegl l1alle und dabcí grosse Verlusle bewlrkle, den Kundcn aber durclr 
faJsche tnündliche und schrirtIiche Angaben diese Verlusle verhelmlrc111e Die wCI(eren 
AbkJãrungen ergaben folgenden Sachverhall: 
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Direktor X hatte bereits im Jahre 2000 Probleme mit ãhnlichen Kundenbeschwer­
den, welche die B-Bank damals mit vergleichsweisen Zahlungen von insgesamt 
CHF 800'000 beilegte. Diese Vorfàlle wurden von der AcFinanz der C-Bank in de­
ren Due-Diligence Prüfung über die B-Bank offengelegt und als erledigt erklãrt 

Anfangs Mai 2002 machten vier Kunden der B-Bank schriftlich Forderungen gegen 
die Bank wegen schlechter Vermõgensverwaltung des X im Gesamtbetrag von CHF 
1'000'000 geltend. Die A-Finanz wusste um diese Fãlle, erwãhnte aber gegenüber 
der C-Bank nichts, obschon diese in der Due Diligence Request List Auskunft über 
sãmtliche hãngigen oder angedrohten Verfahren sowie über Beschwerden von Kun­
den Auskunft verlangte. 

Von Juni bis September 2002 machten 15 weitere Kunden Forderungen gegen die 
B-Bank wegen schlechter Vermõgensverwaltung des X in den Jalnen 2000 und 
2001 und Irreftihrung von insgesamt CHF J 9'000'000 geltend 

Die Vereinbarung vom 15. Mai 2002 enthãlt folgende in diesem Zusammenhang relevante 
Bestimmungen: 

a) Die A-Finanz sichert der C-Bank zu, dass im Zeitpunkt des Vertragsabschlus­
ses und des Closing keine gegen die B-Bank hãngigen oder drohenden Ge­
richtsverfahren bestehen, die der C-Bank nicht offengeJegt worden sind. 

b) Die Gewãl1rleistungsansprüche der C-Bank sind innert 12 Monaten seit dem 
Closing gegen die A-Finanz geltend zu machen, ansonsten sie als verwirkt 
gelten. 

c) Gewãl1rleistungsansprüche gegen die A-Finanz bestehen nur, soweit aus­
drücklich im Vertrag vorgesehen. 

d) Gerichtsstand fúr alle Ansprüche unter der Vereinbarung ist Zürich. 

Die C-Bank kommt heute zu Ihnen fúr rechtliche Beratung. Sie erwãhnt, dass sie mit ftinf 
der 19 Kunden eine vergleichsweise Regelung getroffen und dafúr CHF 1 '500'000 bezahJt 
habe, davon insgesamt CHF 500'000 an zwei Kunden, die vor dem 31. Mai 2002 rekla­
miert hatten. Mit den restJichen 14 Kunden werde noch verhandelt. Das maximale Risiko 
werde mit CHF 16'000'000 beurteilt, man hoffe aber dass man mit weniger als CHF 
10'000'000 wegkomme. Die A-Finanz habe sich geweigert, eine Schadenersatzpflicht ftir 
diese Fãlle zu anerkennen. 

Erstellen Sie fúr die C-Bank ein Expose über die Frage, ob die C-Bank gegen die A-Finanz 
unter allen mõglichen rechtlichen Aspekten einen Anspruch bezüglich dieser Schadensfàlle 
hat und wie, wann und wo gegebenenfalls gegen die A-Finanz vorzugehen ist. 
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2. Teil 

Direktor X wurde von der B-Bank Ende September 2002 fristlos gekündigt Er verlegte 
sogleich seinen Wohnsitz nach Frankfurt am Main, wo er heute für ei ne andere Bank ar­
beitet. Die C-Bank mõchte, dass Sie X in der Schweiz auf Schadenersatz im Zusammen­
hang mit seinen Pflichtverletzungen bei der B-Bank einklagen 

a) Wie würden Sie die Zustãndigkeit des von Ihnen gew1ihlten Gerichtes begründen? 

b) Wenn X die Eimede der Unzustãndigkeit erhebt, wie sind die RechtsmitteJ? 

c) Es ist damit zu rechnen, dass X Widerklage erheben und finanzielle Forderungen 
wegen ungerechtfertigter fristloser Kündigung stellen wird. Ist das gew1ihlte Gericht 
für die Widerklage zustãndig, seJbst wenn es sich als unzustãndig erachten würde? 
Was für Rechtsmittel würden der B-Bank diesfalls zustehen? 

d) Prokurist Y hat seinerzeit bei der B-Bank unter X gearbeitet und weiss viel über das 
VerhaIten von X bezüglich der fraglichen Kunden. Y will sich beruf1ich in den 
USA weiterbilden und verlasst die Bank B. Kõnnen Sie zu Beweiszwecken von ihm 
verlangen, dass er seine Aussage jetzt schriftlich zu Papier bringt? Wãre dies ein 
taugliches Beweismittel? 

3. Teil 

Herr Z mit Wohnsitz in Frankfurt am Main hat Herrn X am 10. Januar 2003 ein Darlehen 
von Euro 50'000 aufgrund eines schriftlichen Darlehensvertrages (ohne Gerichtsstands­
klausel) gew1ihrt, welches am 31 .. Mãrz 2003 zur Rückzahlung fàllig war und bis heute un­
bezahlt geblieben ist. Herr Z hat am 20. Mai 2003 Arrest bei der B-Bank auf sãrntliche 
Guthaben von X bei der Bank gelegt, welcher bewi1ligt wurde. 

Wie rnuss Herr Z den Arrest prosequieren? 

Gesetzestexte: 

Hinweis: 

ZGB, OR, ZPO, GVG, OG, GestG, SchKG 

Die Aufgabe darf nicht abgeschrieben werdcn. 
Der Text ist Ihrcr Arbeit wieder beizuJegcn 
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SCHRIFTLlCHE ANWALTSPRÜFUNG 

L Amacker wohnt in Freienbach/SZ Er war Geschaftsfuhrer und Verwaltungsratsprasident 

der Ypsilon AG mit Sitz In Zünch Das Aktienkapltal der Ypsllon AG gehi:irte Je zur Halfte 

Amacker und Basler. 

Nach ein paar verlustreichen Jahren entschlossen sich Amacker und Basler, ihre Aktien der 

Xemx AG mit Sitz in Winterthur zu verkaufen Wahrend Basler seinen Aktienanteil an der 

Ypsilon AG vollstandig verkaufte, verausserte Amacker nur 26% selner Aktien und behielt 

24% zurück 

1\ Im Abschmtl "Vertragsgrundlagen" des am 20.122 September 2001 abgeschlossenen 

Aktlenkaufvertrages, wurde in § 5 Ziff 3 festgehalten: 

"Amacker erhalt em en Anstel!ungsvertrag für fünf Jahre bei der Ypsi!on AG, der 

seinen heutlgen Anstel!ungsbedmgungen mmdestens entspnchl. " 

Am 9 .. Oktober 2001 ubernahm der in Uster wohnhafte Chevaher, der Geschàftsfuhrer der 

Xenix AG, anstelle Amackers das Priisldiums des Verwaltungsrates der Ypsilon AG. 

Gleichenlags wurde er auch im Handelreglster als Pràsident eingetragen Amacker blieb 

weiterhin Geschiiftslührer der Ypsilon AG und elnzelzeichnungsberechtigtes Mitglied des 

Verwaltungsrates. 

) 1\1. Im Sommer 2002 kam es zwischen Amacker und Chevalier zu Differenzen bezüglich der 

Funklion und des Gehalts von Amacker. Am 21 September 2002 wurde Amacker freigestellt 

und am 20. Oktober 2002 Iristlos entlassen 

Im Verfahren, in dem Amacker wegen ungerechtfertigter fristloser Entlassung aut der Basis 

des bestehenden Arbeitsvertrages drei Monatslbhne bis Ende Januar 2003 sowie eine 

Strafzahlung gemass OR 337c 1\1 verlangt hatte, kam es zwischen der Ypsllon AG und 

Amacker vor dem Arbeitsgencht Zürich anlasslich der Hauptverhandlung zu einem Vergleich. 

Der Vergleich sah ei ne Zahlung an Amacker von CHF 47'500 00 per Saida aller Ansprüche 

vor. 

IV Amacker fand in der Folge kelne neue Arbeit und wurde arbeitslos Er hlelt § 5 ZIII 3 des 

am 20/22 September 2001 abgeschlossenen Aklienkaulvertrages fur verletzt und machte 

gegenuber der Xenix AG Schadenersatz von CHF 500'000 00 nebst Zins geltend Die Xenix 

AG hielt dem entgegen, sie sei nicht passlvlegitlmlert, selbst wenn Sle dles aber ware, sei dle 

Sache abgeurteill, respektive seien dle Parteien per Saldo aller Anspruche auseinander 

gesetzt, von einem Schaden k6nne im Übrigen nicht dle Rede sein, da ein solcher weder 

substanziiert behauptet noch gar bewlesen worden sei. 
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) 

Die Xenix AG argumentierte weiter, § 5 Zlff. 3 des Vertrages 

Feststellung ohne rechthche Verpflichtung oder bestenlalls 

Sicherungsgeschãft. 

sei eine entbehrliche 

elne Art ungültiges 

Fragen. 

1. Setzen Sie slch mit den Argumenten der Xemx AG auseinander Wie wlrd Amacker 

seinen Anspruch letzthch begründen? 

2 Würde die Tatsache, dass Chevalier bereits im Zeitpunkt des Vertragschusses die 

Willensbíldung der Ypsilon AG massgebend mitbestimmt hatte, Ihre Argumentation 

unter Frage 1 ãndern (begrunden Sie Ihre Meinung)? 

3 Vor welchem Gencht wird Amacker selne Klage anhãngig machen? 

4. Welche(s) bundesrechthche(s) und/oder kantonale(s) Rechtsmittel müsste Amacker 

ergreílen, wenn 

(a) die letzte ordenthche kantonale Instanz dem Argument der Xenix AG lolgt, die 

Sache sei abgeurteilt; 

(b) dle letzte ordentliche kantonale Instanz dem Argument der Xemx AG lolgt, 

Amacker habe seinen Anspruch nicht ausreichend substanziiert; 

(c) die letzte ordentliche kantonale Instanz die Klage Amackers abweist, ohnEl 

dass je ein Beweisverfahren durchgelührt worden ware; dies mlt der 

Begründung, die Beilagen zur Klageantwort wl.irden dle Belragung der von 

Amacker angerulenen Zeugen erübrigen 

* * * 

Hillsmiltel: ZGB/OR (Schulthess-Ausgabe), OG, ZPO, GVG. SO I 
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Schrift!iche Anwaltsprüfung 

TeilI 

A. Die in Singen (Deutschland) aufgewachsene 19-Jahrige Barbara Keller und der in der Schweiz 

aufgewachsene 26-jahrige Willy Huber, beide deutsche Staatsangehorige, lemten einander im 

Mai 1980 kennen und bezogen ein halbes Jahr spà:ter in Glattfelden (Kanton Zürich, Bezirk 

Bülach) eine gemeinsame Wohnung. Eine Heirat war nicht geplant, wurde aber fúr spater nicht 

ausgeschlossen. Nachdem Willy Huber eille Erbschaft gemacht hatte, eroffnete er im Herbst 1982 

am gemeinsamen WohnOJt einen Garagenbetrieh (Reparatur und Autoverkauf). Seine Partnerin 

Barbara Keller erledigte alle Büroarbeiten. Obwohl sie úber keíne kaufmannische Allsbildung 

verfügte, wurde sie bald zur kompetenten Zustândigen für alle Biiroangelegenheiten. Für die 

Buchhaltungsabschlüsse beschtiftigte Willy Huber einen Treuhtinder. Die Bestreitung des Unter­

halts der beiden Partner erfolgte aus einer gemeinsamen Kasse, welche unregelmassig - nach den 

jeweiligen Bedürfnissen - durch Entnahmen aus den Geschil.ftseinnahmen gespiesen wurde. 

Barbara Keller bezog keinen Lohn .. Das Geschà.ft entwickelte sich dank grossem Arbeitseinsatz 

beider Partner und weitgehendem Verzicht auf Freizelt uud Vergnügen recht gut. Am 25. Marz 

1985 wurde das Kind Patlick geboren uud von Wlily Huber anerkallnt. 

B. Nachdem Barbara Keller Ende 1988 emeut schwanger gewordell war, entschloss sich das Paar 

znr Heirat. Die Hochzeit wurde auf Mitte Mai 1989 in Aussicht gellommen. Barbara fragte Willy 

mehrmals, ob es nícht ratsam ware, sich im Hinblick auf die bevorstehende Eheschliessung in 

fillanzieller Hinsicht beraten zu lassen. Willy meinte jedoch, dies drange sich nicht auf, man 

konne sich di ese Kosten sparen, es sei ja alles gesetzlich geregelt. Barbara war aber unsicher und 

suchte in der Folge im ApriI allein eine Anwaltin auf, um sich naher zu informieren. Wegen Ter­

minschwierigkeiten, uud weiI Barbara noch diverse UnterIageu htitte beschaffen uud zu einer Be­

sprechung mitbringeu müssen, unterblieb schlíesslich diese Beratung .. Die Ehe wurde wie geplant 

MitteMai1989beimZiviIstandsamtGlattfeldengeschIossen.Am 3. August 1989 wurde die 

Tochter Sara geboren 
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Fragen: 

1. Wie gestalteten sich die giiterrechtlichen Verhãltnisse der Ehegatten in rechtlicher 

und tatsãchlicher Hinsicht im Zeitpunkt ihrer Eheschliessung? 

2. Welche Fragen finanzieller Natur wãren bei der von Barbara ursprünglich beab­

sichtigten Beratung im HinbIick auf die Eheschliessung sinnvolIerweise zu erõrtern 

gewesen? Wozu hãtten Sie Barbara geraten und aus welchen Gründen? 

3. Wãre eine allfiillige Vereinbarung der Ehegatten, fiir den FalI einer spãteren Ehe­

scheidung einen nachehelichen Unterhalt zugunsten der geschiedenen Ehefrau 

umfangmãssig festzulegen, rechtlich zulãssig gewesen? Falls nein, weshalb nicht? 

Fallsja, unter welchen Voraussetzungen? Wie wãre diesfalIs eine solche Verein­

barung zu beurteilen gewesen, weun die Unterhaltsverpflichtung in einem allfálligen 

Scheidungsverfahren von Willy bestritten worden wãre? 

Teil 11 

C. Nach der Heirat führte Barbara den Haushalt, betreute die Kinder und arbeitete daneben stets 

) im Betrieb weiter. Über lange Zeit war ein 14-Stundentag für sie Normalitãt, auch zu Zeiten, als 

sie für die Kinder zu Hause ein Kindermãdchen beschãftigte. Sie bezog weiterhin keinen Lohn. 

Im Sommer 2001 traten bei Barbara gesundheitliche Probleme auf (Depression als Folge eines 

"bum out" -Syndroms). Sie stellte ihre Arbeit im Geschãft ein und erôffnete Willy, dass sie den 

gemeinsamen Haushalt aufheben wolle. Trotz konjunkturbedingtem UrnsatzfÜckgang und Mehr­

kosten für die Administration ging es Willy in finanzieller Hinsicht gut. Das Geschãft hatte sich 

seit 1982 kontinuierlich zu einem ansehnlichen Betrieb entwickelt. Willy brachte wenig Ver­

stãndnis auf für die von Barbara gewânschte Trennung. Er schlug vor, lieber gleich eine Schei­

dung anzustreben, weíl die Ehe ohnehin nicht mehr zu retten sei. Barbara konnte sich jedoch dazu 

nicht entschliessen. Sie überlegte, ob sie zu ihren Eltem nach SíngenlD übersíedeln solle, bezog 

dann aber schliesslich mit den Kindem eine eigene Wohnung in einem andem Bezirk im Kanton 
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Zürich. Dies führte zwischen den Ehegatten zu Streit, insbesondere über die Finanzen und die 

Kinderzuteilung. lm November 2001 gelangte Barbara an das zustãndige Eheschutzrichteramt 

Mit superprovisorischer Verfügung vom 18. Mãrz 2002 wurden die Kinder unter die Obhut der 

Mutter gestellt und das Besuchsrecht des Vaters geregelt. Am 21. Mãrz 2002 reichte Willy die 

Scheidungsklage ein und stellte ein Gesuch um Erlass vorsorglicher Massnabmen für die Dauer 

des Scheidungsverfahrens. Am 10. April 2002 erklãrte der von Barbara angernfene Eheschutz­

richter das Eheschutzbegehren zufolge Gegenstandslosigkeit für erledigt. In der BegfÜndung 

wurde ausgeführt, die Zustãndigkeit, das Getrenntleben bis zum Urteil über die Scheidung zur 

regeln, sei auf das Scheidungsgericht übergegangen. Willy freute sich dafÜber und erhoffte sich 

vom Entscheid des Scheidungsgerichts über vorsorgliche Massnahmen eine für ihn glinstigere 

Beurteilung. Barbara hingegen war damit nicht einverstanden und wollte wissen, ob sie den 

eheschutzrichterlichen Entscheid aufechten konne. 

D. Nachdem die Ehegatten im Scheidungsverfahren eine Vorladung erhalten hatten, sprachen sie 

sich bei einem Nachtessen aus. Barbara sicherte Willy zu, dass sie sich einer Scheidung nicht 

lãnger widersetze und regte eine Scheidungskonvention an. Die Ehegatten vereinbarten, ohne 

Anwalte vor Gericht zu gehen. lm Dezember 2002 wurde ihre Ehe vom Bezirksgericht aufgrund 

einer urnfassenden Einigung geschieden. Die alleinige elterliche Sorge über die Kinder wurde 

Barbara übertragen und das Besuchsrecht sowie die Unterhaltspflicht geregelt (monatlich je Fr. 

900. - zuzüglich Kinderzulagen pro Kind bis zur Mündigkeit; Fr. 3'000. - pro Monat für Barbara, 

für die Dauer von 10 Jahren). Hinsichtlich der gegenseitigen güterrechtlichen AnspfÜche nahm 

) das Gericht davon Vorruerk, dass die Ehegatten auseinandergesetzt seien. Unmittelbar nach 

Zustellung des schriftlichen Urteils bereuten beide Ehegatten ihre Kompromissbereitschaft. Ohne 

mit einander gesprochen zu haben und ohne Kenntnis der Aufechtungsgründe der andem Seite 

erkliirten beide selbstãndig rechtzeitig die Bernfung. Willy strebt eine Herabsetzung des Barbara 

geschu1deten nachehelichen Unterha1ts an. Barbara verlangt, dass die Kinderunterha1tsbeitrage 

erhoht werden und bis zum 25. Altersjahr der Kinder zu leisten sind. Ausserdem macht sie 

geltend, Willy habe ihr seinerzeit -lange vor Aufnahme der eigentlichen Konventionsverhand­

lungen - einma1 versprochen, für die von ihr im Geschiift geleisteten Dienste eine Entschãdigung 

von Fr. 120'000.-zu bezablen. Nuu wolle er nichts mehr davon wissen. Sie beharre nunmehr auf 

emer Entschadigung, die im FaHe einer Scheidung auf míndestens Fr. 180'000. - festzusetzen sei. 

Sie überlegt zudem, ob sie unter den gegebenen Umstãnden einer Scheidung überhaupt noch 
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zustimmen solle. Patrick ist am 25. Miirz 2003 - wahrend der Pendenz des Berufungsverlahrens -

volljiihrig geworden. 

Fragen: 

4. Welches Eheschutzgericht war für das Begehren der Barbara õrtIich zustãndig? Wie 

ist der Entscheid des Eheschutzrichters vom 10. April 2002 iu rechtlicher Hinsicht zu 

beurteilen? 

5. Welche kantonalen und eidgenõssischen Rechtsmittel standen zur Verfügung, mn 

den Entscheid des Eheschutzrichters vom 10. April2002 und allfállige in der Folge 

dazu ergangene kantonale Rechtsmittelentscheide anzufechten? 

6. Welches Gericht ist für die Ehescheidungsklage des Willy õrtIich und sachlich 

zustãndig und wie und wo hatte die Klageanhebung am 21. Mãrz 2002 zu erfolgen? 

7. Barbara hatte erwogen, zu ihren Eltern nach SingenJD zu ziehen. Inwiefern hãtte 

sich eiu solcher Wohnsitzwechsel auf das von Willy nachher angehobene Schei· 

dungsverfahren (bezüglich Scheidungspunkt und bezüglich der Scheidungsfolgen im 

Einzelnen) in rechtlicher Hinsicht ausgewirkt? 

8. a) FormuJieren Sie als Rechtsvertreter oder Rechtsvertreterin von Willy - ausgehend 

vom Sachverhalt - seine Berufungsantrãge! 

b) Wie kõunte seine Berufung allenfaUs begrüudet werden? 

c) Wie beurteilen Sie Willy's Chancen und welches sind die Risiken, faUs er mit 

seinem Begehren grundsãtzlich durchdriugt? 

9. a) Formulieren Sie als Rechtsvertreter oder Rechtsvertreterin von Barbara­

ausgehend vom Sachverhalt - ihre Berufungsantrãge! 
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b) Wie kôunte ihre Berufung allenfalls begriindet werden? 

c) Wie beurteilen Sie Barbaras Chancen und welches sind die Risiken, falls sie mit 

ihrem Begehren grundsãtzlich durchdringt? 

10. Kaun Barbara, faUs die Voraussetzungen für eine Gutheissung ihrer Berufung 

grundsãtzlich gegeben wãren, mit ihrem Antrag durchdringen, dass 

a) die Unterhaltsbeitrãge für Patrick und Sara über das Miindigkeitsalter hinaus zu 

bezahlen seien? Wie wãre der Berufungsantrag allenfalls zu begriinden und wie 

wãre in prozessualer Hinsicht vorzngehen, falls die Frage bejaht wird? 

b) ihr aus Güterrecht oder aus einem andern Rechtsgrund ein Anspruch von min­

desteus Fr. 180'OOO.-zusteht? Wie wãre der Antrag zu begründen? Mit welchen 

Einwendungen von Willy wãre zu rechnen? Wie würde die Berufungsinstanz mut­

masslich entscheiden? 

Der Sachverhalt ist nicht abzuschreiben. Er ist am Schluss mit der Prüfungsarbeit wieder 

abzugebeu. 

Hilfsmittel: ZGB/OR (Ausgabe vou Gauch, Verlag Schulthess mit Anhang), ZPO, GVG, OG, 


